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Vorwort

Rechtsanwalt Robert Buchalik

VORWORT

,

Liebe Geschäftsfreunde, 

mit unserem Januar-Newsletter starten wir nicht nur in ein neues, sondern 
auch in unser Jubiläumsjahr! Vor einem Vierteljahrhundert haben wir ge-
meinsam mit unserer Schwestergesellschaft plenovia den Grundstein für das 
interdisziplinäre Erfolgskonzept gelegt, mit welchem wir seitdem betriebs-
wirtschaftliche Kompetenz mit spezialisierter Rechtsberatung und Rechts-
gestaltung in allen Bereichen des Restrukturierungsrechts verbinden. Die 
folgenden Themen im Überblick: 

• �Kein Wiedereinstellungsanspruch in der Insolvenz. Rechtsanwalt und 
Fachanwalt für Arbeitsrecht Jürgen Bödiger beleuchtet die Frage, inwieweit 
ein Arbeitnehmer trotz einer zunächst wirksamen betriebsbedingten Kün-
digung einen Wiedereinstellungsanspruch hat, weil nach der Kündigung ein 
neuer Beschäftigungsbedarf entstanden ist.

 • �Eigenverwaltungsverfahren erfolgreich abgeschlossen: Werkstattbe-
richt mit Geschäftsführer-Interview. Rechtsanwalt und Fachanwalt für 
Insolvenz- und Sanierungsrecht Alfred Kraus schildert die Ausgangslage 
und den Verlauf eines kürzlich erfolgreich abgeschlossenen Eigenver-
waltungsverfahrens. Ein Interview mit dem Geschäftsführer gibt darüber 
hinaus persönliche Einblicke.

	
• �„25 Jahre Sanierungsberatung aus einer Hand“ I BBR & plenovia feiern 
Jubiläum. Erfahren Sie mehr über die Entstehung, die besonderen Heraus-
forderungen und die aktuellen Entwicklungen unserer Unternehmens- 
gruppe.

Wir wünschen Ihnen eine interessante und anregende Lektüre.
Bei Fragen oder Gesprächsbedarf stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung!

Ihr Robert Buchalik
Rechtsanwalt 
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Kein Wiedereinstellungsanspruch in der Insolvenz
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Arbeitsrecht Jürgen Bödiger, Partner

Im Rahmen von Kündigungsschutzprozessen bei be-
triebsbedingten Kündigungen stellt sich oftmals die 
Frage, inwieweit der Arbeitnehmer trotz zunächst 
wirksamer Kündigung des Arbeitgebers dennoch einen 
Wiedereinstellungsanspruch hat, weil im Nachgang 
zur Kündigung Ereignisse eingetreten sind, aufgrund 
derer ein Beschäftigungsbedarf neu entsteht. Diese 
Konstellation ergibt sich oftmals bei nachträglich ein-
tretenden Betriebsübergängen. Die Rechtsprechung hat 
hierfür einen Wiedereinstellungsanspruch als Richter-
recht geschaffen. Mit Urteil vom 25.02.2022 (Az. 6 AZR 
224/21) hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) einen 
derartigen Wiedereinstellungsanspruch in der Insolvenz 
jedoch verneint.   

Hintergrund eines Wiedereinstellungsanspruchs

Das BAG beschreibt zunächst rechtsdogmatisch den 
Hintergrund eines Wiedereinstellungsanspruchs: Die 
Arbeitsgerichte prüfen im Kündigungsschutzprozess, 
ob die Kündigung zum Zeitpunkt des Zugangs der 
Kündigung wirksam war, die sogenannte punktuelle 
Streitgegenstandstheorie. Zu diesem Zeitpunkt darf der 
Arbeitgeber aufgrund sogenannter greifbarer Anhalts-
punkte auch eine Prognose aufstellen, dass spätestens 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Kündigung, 
also spätestens mit Ablauf der Kündigungsfrist, der Be-
schäftigungsbedarf entfallen wird. 

Derartige greifbare Anhaltspunkte können z. B. die Kün-
digung eines Betriebspachtvertrags oder der Abschluss 
eines Vertrags über das Outsourcing von bisher eigenen 
Dienstleistungen sein mit der Folge, dass der Betrieb 
oder ein Betriebsteil eingestellt werden muss. 

Erweist sich die Prognose des Arbeitgebers im Laufe 
der Kündigungsfrist aber als falsch, so wird die Kün-
digung dadurch nicht sozialwidrig, sofern zum Zeit-
punkt des Zugangs der Kündigung die Prognose noch 
zutreffend war. Der Arbeitgeber ist somit berechtigt, 
bereits aufgrund der Prognose, soweit diese zutreffend 
aufgestellt war, zukunftsbezogen zu kündigen.

Daher hat die Rechtsprechung ein sogenanntes Korrek-
tiv im Wege des Richterrechts aufgestellt, wonach der 
(zunächst) wirksam gekündigte Arbeitnehmer gegen 
den Arbeitgeber einen Wiedereinstellungsanspruch hat, 
sofern sich die ursprüngliche Prognose im Nachhinein 
– insbesondere bei einem nachträglichen Betriebsüber-
gang – während des Auslaufs der Kündigungsfrist als 
unzutreffend erweist. 

Dieses Korrektiv kommt auch dann zum Tragen, wenn 
der Betriebsübergang während der Auslaufkündigungs-
frist nur beschlossen, aber erst nach der Auslaufkün-
digungsfrist vollzogen wird (BAG 15.12.2001, Az. 8 AZR 
197/11). Der Arbeitnehmer ist vom Arbeitgeber dann zu 
den bisherigen Konditionen wiedereinzustellen, sofern 
der Arbeitgeber noch keine Dispositionen getroffen hat 
und ihm die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses zuzu-
muten ist (BAG 27.02.1997, Az. 2 AZR 160/96). Damit 
trägt der Arbeitgeber das Risiko der Fehlprognose. 

Der skizzierte Wiedereinstellungsanspruch findet seine 
Grundlage in einer vertraglichen Nebenpflicht gemäß  
§§ 241 Abs. 2, 242 BGB. Der Wiedereinstellungsan-
spruch richtet sich gegen den Arbeitgeber, der gekün-
digt hat. Tritt zwischenzeitlich ein Betriebsübergang 
gemäß § 613a BGB ein, richtet sich der Anspruch ab 
dem Zeitpunkt des Betriebsübergangs gegen den Erwer-
ber (BAG 15.12.2011, Az. 8 AZR 197/11). 

Ein Arbeitnehmer kann gemäß § 311a Abs. 1 BGB auch 
einen Anspruch auf rückwirkende Wiedereinstellung ha-
ben, was relevant wird, wenn sich ein Rechtsstreit über 
diese Frage über einen längeren Zeitraum hinzieht. 

Zwar kann in dem Fall das Arbeitsverhältnis für die Ver-
gangenheit tatsächlich nicht mehr durchgeführt werden, 
weshalb im formellen Sinne für die Vergangenheit auch 
keine arbeitsrechtlichen Annahmeverzugslohnansprü-
che gemäß § 615 BGB zulasten des Arbeitgebers ent-
stehen können. Sofern aber der Arbeitgeber, gegen den 
sich der Wiedereinstellungsanspruch richtet, allein oder 
weit überwiegend dafür verantwortlich ist, dass er das 

Rechtsanwalt und Fachanwalt für Arbeitsrecht Jürgen Bödiger
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Angebot des Arbeitnehmers auf Wiedereinstellung nicht 
rechtzeitig angenommen hat, behält der Arbeitnehmer 
nach allgemeinen zivilrechtlichen Regeln gemäß § 326 
Abs. 2 BGB seinen Anspruch auf Entgeltzahlung. 

Er muss sich jedoch, wie beim „klassischen“ arbeits-
rechtlichen Annahmeverzug gemäß § 615 BGB auch, 
anderweitiges Erwerbseinkommen (Zwischenverdienst) 
anrechnen lassen. Gleiches gilt, wenn der Arbeitnehmer 
einen zumutbaren Zwischenverdienst böswillig unter-
lässt, in dem Fall muss sich der Arbeitnehmer einen 
fiktiven (unterlassenen) Zwischenverdienst anrechnen 
lassen.

Sonderfall Insolvenz – kein Wiedereinstellungsan-
spruch 

Jedenfalls in der Insolvenz besteht laut BAG aber kein 
Wiedereinstellungsanspruch. Hintergrund ist, dass die 
Insolvenzordnung keinen Kontrahierungszwang für den 
Insolvenzverwalter oder bei einer Eigenverwaltung für 
die eigenverwaltende Schuldnerin auf (Neu-)Begrün-
dung von Vertragsverhältnissen vorsieht. 

Der Insolvenzverwalter bzw. die eigenverwaltende 
Schuldnerin ist gemäß § 108 Abs. 1 InsO nur an Ver-
tragsverhältnisse gebunden, die von der Schuldnerin be-
reits begründet wurden und die der Insolvenzverwalter 
bzw. die eigenverwaltende Schuldnerin kündigen muss, 
wenn er/sie die Insolvenzmasse von den damit verbun-
denen Verbindlichkeiten befreien will. 

Ein darüberhinausgehendes Aufoktroyieren von Arbeits-
verhältnissen ist der Insolvenzordnung fremd. Das gilt 

1. �nicht nur bei wirksamer Kündigung in der Insol-
venz des Betriebsveräußerers,  

2. �sondern auch bei wirksamer Kündigung durch 
den später in Insolvenz fallenden Arbeitgeber 
(Schuldner) als Betriebsveräußerer  

3. �oder − wie in dem Sachverhalt, den das BAG 
am 25.02.2022 zu entscheiden hatte − in der 
Konstellation der wirksamen Kündigung des 
Veräußerers bei späterer Insolvenz des Betriebs-
erwerbers. 

Grundsätzlich hat der Insolvenzverwalter bzw. die eigen-
verwaltende Schuldnerin gemäß § 103 InsO ein Wahl-
recht, ob er/sie einen gegenseitigen Vertrag, der zum 
Zeitpunkt der Eröffnung des Insolvenzverfahrens noch 
nicht oder nicht vollständig erfüllt ist, fortsetzt. Arbeits-
verhältnisse bestehen jedoch gemäß § 108 InsO fort,  
d. h. es besteht insofern kein Wahlrecht des Insolvenz-
verwalters bzw. der eigenverwaltenden Schuldnerin,  
da das Kontinuitätsinteresse der Arbeitnehmer vorran-
gig ist. 

Die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens begründet 
keine eigenständigen Kündigungsgründe. Sofern die 
Insolvenzordnung in den §§ 113ff. InsO nichts Abwei-
chendes vorsieht, hat der Insolvenzverwalter bzw. die 
eigenverwaltende Schuldnerin die allgemeinen Regelun-
gen des Arbeitsrechts einzuhalten. 

Einen über diesen Pflichtenkatalog hinausgehenden der 
Systematik der Insolvenzordnung widersprechenden 
Kontrahierungszwang kann nur der Gesetzgeber, nicht 
aber die Rechtsprechung anordnen. Anders als z. B. 
im Mietrecht, wo in § 574 BGB ein gesetzlicher Fort-
setzungsanspruch geregelt ist, fehlt es im Arbeitsrecht 
an einer gesetzlichen Regelung.  Ein gesetzgeberischer 
Wille, dem Kontinuitätsinteresse der Arbeitnehmer vor 
dem Interesse der Masse und damit der Gesamtheit der 
Gläubiger den Vorrang einzuräumen, kann der Insol-
venzordnung (§ 108 InsO) nicht entnommen werden. 

Kündigt der Insolvenzverwalter bzw. die eigenverwal-
tende Schuldnerin nach Maßgabe der bei Zugang der 
Kündigung vorliegenden Verhältnisse wirksam, hat es 
somit sein Bewenden, auch wenn es später doch noch 
zu einem Betriebsübergang kommen sollte. Ein erneu-
tes Oktroyieren des Arbeitsverhältnisses zur Korrektur 
einer Fehlprognose kommt daher nicht in Betracht. 

Bei einer wirksamen Kündigung des Insolvenzverwalters 
oder der eigenverwaltenden Schuldnerin ungeachtet 
eines nach Ablauf der Kündigungsfrist erfolgenden 
Betriebsübergangs besteht kein zukunftsgerichteter 
Wiedereinstellungsanspruch. In der Insolvenz trägt der 
Arbeitnehmer das Risiko einer fehlerhaften Prognose 
des Kündigenden über den Wegfall des Beschäfti-
gungsbedürfnisses zum Zeitpunkt des Ablaufs der 
Kündigungsfrist. Das gilt in allen Fallgestaltungen und 
unabhängig davon, ob der Betriebsübergang vor oder 
nach Ablauf der Kündigungsfrist erfolgt. 
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Das BAG stellt in der Entscheidung klar, dass ein Wie-
dereinstellungsanspruch auch dann nicht besteht, wenn 
die rechtlichen Voraussetzungen für einen Betriebsüber-
gang noch vor Ablauf der Kündigungsfrist geschaffen 
worden sind oder der Betriebsübergang vor Ablauf der 
Frist bereits erfolgt ist und die Wiedereinstellung zu 
einem Zeitpunkt vor Insolvenzeröffnung vorgenommen 
werden soll oder nur gegenüber dem Betriebserwerber 
verfolgt wird. 

Voraussetzung ist jedoch stets ein zunächst gegen den 
Insolvenzverwalter bzw. gegen die eigenverwaltende 
Schuldnerin bestehender Wiedereinstellungsanspruch, 
der auf den Betriebserwerber übergehen soll. 

Praxisfolgen

Die Entscheidung des BAG ist für die Praxis des Insol-
venzarbeitsrechts erfreulich, da sie insbesondere sanie-
rende Betriebsübernahmen oder Betriebsübergänge, die 
sich erst im Nachgang von Kündigungen im Insolvenz-
verfahren wider Erwarten ergeben, erleichtern. 

Gleichwohl darf nicht verkannt werden, dass die Anfor-
derungen an Kündigungen nach dem Kündigungsschutz-
gesetz durch die Entscheidung des BAG nicht erleichtert 
werden. Die beim Zugang der Kündigung arbeitgeber-
seits anzustellende Prognose des (künftigen) Wegfalls 
des Beschäftigungsbedarfs ist gerichtlich voll überprüf-
bar. Stellt sich heraus, dass der Arbeitgeber die Prog-
nose so nicht aufstellen durfte, da er sich z. B. noch in 
Verhandlungen mit einem potenziellen Betriebserwerber 

befindet, wäre die Kündigung bereits als bloße Vorrats-
kündigung unwirksam. Die Frage des Widereinstellungs-
anspruchs, der ja eine wirksame Kündigung zunächst 
voraussetzt, stellt sich dann erst gar nicht. 

Da in der gerichtlichen Praxis oftmals streitig ist, ob der 
Arbeitgeber zum Zeitpunkt des Zugangs der Kündigung 
aufgrund greifbarer Tatsachen eine Prognose zum 
Arbeitsentfall stellen durfte bzw. konnte, empfiehlt sich 
bei Vorhandensein eines Betriebsrats und bei Vorliegen 
der Voraussetzungen einer Betriebsänderung gemäß  
§ 111 BetrVG der Abschluss eines Interessenausgleichs 
mit Namensliste. Aufgrund dessen wird gemäß § 125 
InsO vermutet, dass die Kündigung wirksam ist, d. h. 
auch eine entsprechende korrekte Prognose vorlag. Die 
Vermutung erstreckt sich gemäß § 128 Abs. 2 InsO auch 
darauf, dass die Kündigung nicht wegen eines Betriebs-
übergangs erfolgt. 

Hat hingegen der Insolvenzverwalter bzw. die eigen-
verwaltende Schuldnerin bereits zum Zeitpunkt des 
Zugangs der betriebsbedingten Kündigung von einem 
bevorstehenden Betriebsübergang Kenntnis, ist eine 
Kündigung nach einem sogenannten Erwerberkonzept 
eine ratsame Variante. Mit diesem von der Recht-
sprechung im Wege des Richterrechts entwickelten 
Modell kann der insolvente Betriebsveräußerer fremde 
unternehmerische Entscheidungen eines „vor der Tür 
stehenden“ Betriebserwerbers bereits zur Grundlage 
von eigenen Kündigungen machen, ohne dass die Kün-
digung wegen eines Betriebsübergangs gemäß § 613a 
Abs. 4 BGB unwirksam wäre.  
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Laden Sie kostenlos unseren  
Unternehmensflyer herunter. 
 
www.buchalik-broemmekamp.de/ueber-uns/

Jetzt mehr über unsere Leistungen erfahren!

https://www.buchalik-broemmekamp.de/ueber-uns/
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Werkstattbericht mit Geschäftsführer-Interview aus einem 
erfolgreich abgeschlossenen Eigenverwaltungsverfahren 

Rechtsanwalt und Fachanwalt für Insolvenz- und Sanierungsrecht Alfred Kraus, Partner

Mahl- und Mischtechnik „Made in Germany“

Marktführend bei Lagersystemen und Silos im Bereich 
der Getreidelagerung, der Getreidetrocknung, der För-
dertechnik sowie der Mahl- und Mischtechnik „Made in 
Germany“ erwirtschaftete NEUERO in den vergangenen 
Jahren einen stabilen Gesamtumsatz von rund 20 Mio. 
Euro. Davon entfielen 50 Prozent auf den Bau von Silo-
systemen, von denen das Unternehmen schon weit über 
20.000 Anlagen gebaut und begleitet hat.

Krisen- und Insolvenzursachen

Hintergrund der Krise waren u. a. der erfolglose, ver-
lustreiche Eintritt in neue Märkte wie Ägypten, Serbien 
und Russland. Erschwert wurde die wirtschaftliche 
Situation zudem durch die seit der Corona-Pandemie 
erheblich gestiegenen Einstandspreise für Rohstoffe 
und Einbauteile. Diese Preiserhöhungen konnten aus 
vertragsrechtlichen Gründen nicht vollumfänglich an 
den Endkunden weitergegeben werden. Hinzu kamen 
eine hohe Kapital- und Liquiditätsbindung durch ein zu 
umfangreiches Warenlager nebst Sortimentsvielfalt in 
einer Branche, die von einem starken Verdrängungs-
wettbewerb und hartem Preiskampf betroffen ist.

Erstellung eines Sanierungskonzepts nebst Insol-
venzplan 

Die NEUERO erarbeitete in den vergangenen Monaten 
im Rahmen eines (vorläufigen) Eigenverwaltungsver-
fahrens mit unserer Wirtschaftskanzlei und unserer 
Schwestergesellschaft, der Unternehmensberatung 
plenovia, in enger Abstimmung mit dem bestellten 
Sachwalter einen Restrukturierungsplan, den die Gläu-
biger bereits am 05.12.2022 einstimmig angenommen 
haben. Besonders erfreulich ist, dass auch die beteilig-
ten Banken hinter dem Restrukturierungsplan standen 
und die Restrukturierung damit maßgeblich unterstützt 
und gefördert haben. Das Verfahren ist nach nur rund 
zehn Monaten beendet, die förmliche Verfahrensauf-
hebung durch das Amtsgericht Osnabrück erfolgte am 
31.12.2022.

Umgesetzte Sanierungsmaßnahmen

Mit dem Restrukturierungsplan befreite sich NEUERO 
von Verbindlichkeiten zugunsten einer nun erheblich 
gesteigerten Eigenkapitalquote. Das Unternehmen 
konnte trotz der spürbaren negativen Auswirkungen 
der Coronakrise und des Ukrainekrieges sicher für die 
Zukunft aufgestellt werden. Während des laufenden 
Verfahrens gewann es trotz Krise sogar zwei neue 
Großaufträge hinzu, was als außergewöhnlicher Erfolg 
zu bewerten ist. Im operativen Bereich wurde zudem 
u. a. eine konsequente Konsolidierungsstrategie, die 
Fokussierung auf ertragreiche Produkte und Projekte 
sowie die Anpassung der Kosten- und Finanzierungs-
struktur umgesetzt. Das Projektgeschäft konzentriert 
sich künftig auf den deutschsprachigen Raum.

Interview mit Herrn Markus Hemmen,  
Geschäftsführer der NEUERO Farm- und Förder-
technik GmbH:

Herr Hemmen, Sie haben erfolgreich ein Insol-
venzverfahren in Eigenverwaltung durchgeführt. 
Wie war die Ausgangssituation Ihres Unterneh-
mens?
Im Rahmen der Analyse der wirtschaftlichen Situ-
ation unseres Unternehmens Ende 2021 / Anfang 
2022 sah ich mich gezwungen, mich über infrage 
kommende Handlungsalternativen zur Lösung der 

Rechtsanwalt und Fachanwalt für Insolvenz- und Sanierungsrecht  
Alfred Kraus

Pünktlich zu Beginn des neuen Geschäftsjahres 2023 schloss die NEUERO Farm- und Fördertechnik GmbH aus 
Melle ihre Restrukturierung erfolgreich ab. Das seit über hundert Jahren bestehende Familienunternehmen, das 
aktuell rund 50 Mitarbeitende beschäftigt, hatte am 23.02.2022 beim Amtsgericht Osnabrück ein Eigenver-
waltungsverfahren beantragt. Der nachstehende Werkstattbericht beschreibt die Ausgangssituation und den 
Ablauf des inzwischen erfolgreich beendeten Verfahrens, ein Interview mit dem Geschäftsführer liefert auch 
persönliche Einblicke.
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möglicherweise anstehenden Situation zu infor-
mieren. Intensive Recherchen via Internet in ein-
schlägigen Portalen und Foren veranlassten mich 
schließlich dazu, eine Insolvenz in Eigenverwaltung 
oder ein Schutzschirmverfahren in Erwägung zu 
ziehen.

Was war Ihr Ziel?
Mein Ziel war es, das Unternehmen aus der 
wirtschaftlichen Misslage durch geeignete Maß-
nahmen und Wege herauszuführen und − möglichst 
unter eigener Kontrolle und Führung − zu sanieren. 
Eine Liquidation bzw. einen vollständigen Fremd-
verkauf wollte ich unbedingt verhindern. Dabei war 
mir durchaus klar, dass es im Kreise der Gesell-
schafter differierende Meinungen zur Fortführung 
des Unternehmens gab.

Warum haben Sie sich für die Wirtschaftskanzlei 
BBR Buchalik Brömmekamp Rechtsanwälte ent-
schieden?
Dank einer Empfehlung in einem der Analyse-
gespräche bin ich auf die Kanzlei Buchalik Bröm-
mekamp als eine der führenden Wirtschaftskanz-
leien mit einer ausgezeichneten Expertise in der 
Durchführung derartiger Verfahren aufmerksam 
geworden. 

Nach ersten Beratungsgesprächen mit den spe-
zialisierten Anwälten von Buchalik Brömmekamp 
im Januar 2022 war klar, dass eine Entscheidung 
gefällt werden musste, wenn es eine realistische 
Fortführungsperspektive geben sollte. Die sich An-
fang 2022 schnell negativ entwickelnde Situation 
erforderte eine klare Entscheidung zugunsten des 
Fortbestands des Unternehmens. 

Auch wenn mir die Entscheidung, eine Insolvenz 
in Eigenverwaltung zu beantragen, absolut nicht 
leichtgefallen ist, war die äußerst professionelle 
Beratung im Vorfeld ausschlaggebend für mich, die 
Entscheidung im Sinne der Firma − und vor allem 
der Mitarbeiter − zu treffen.

Wie haben Sie die Bearbeitung des Verfahrens 
wahrgenommen? 
Die hohe Geschwindigkeit, Professionalität und 
Dynamik in der Vorbereitung des Verfahrens hat 
mich sehr beeindruckt. Sowohl die Rechtsanwälte 
als auch die Unternehmensberater vermittelten 
mir das Gefühl, in genau den “richtigen Händen“ zu 
sein. Dieses überaus beruhigende Gefühl hat mich 
über den gesamten Verfahrenszeitraum hinweg 
begleitet.

Lässt sich nach Ihrer Erfahrung ein solches Ver-
fahren auch allein führen?
Die Betreuung über das gesamte Verfahren hinweg 
war sowohl durch BBR als auch durch plenovia 
ausgezeichnet. Ein derart komplexes Verfahren 
kann nur durch eine professionelle Begleitung und 
Unterstützung erfolgreich verlaufen und abge-
schlossen werden.

Wie haben Ihre Hausbank, Ihre Lieferanten und 
Mitarbeiter reagiert?
Dass insbesondere die finanzierenden Banken, vie-
le Lieferanten und auch Mitarbeiter diese Entwick-
lung nicht haben kommen sehen, erforderte eben-
falls − maßgeblich durch die äußerst professionelle 
Vorbereitung und Begleitung durch BBR und 
plenovia geprägt − ein hohes Maß an zeitnahen, 
fundierten und transparenten Informationen und 
sehr viel Überzeugungsarbeit auf allen Ebenen. Wir 
haben es gemeinsam geschafft − durch gezielte 
Ansprachen der BBR und durch aussagkräftige Pla-
nungen der plenovia − die wesentlichen Gläubiger 
von der Fortführungsfähigkeit des Unternehmens 
unter Beibehaltung der bestehenden Grundstruktur 
zu überzeugen.

Wie beurteilen Sie das Verfahren, war es einfach 
oder eher schwierig?
Über das gesamte Verfahren hinweg war es 
stets eine große Herausforderung, den beteilig-
ten Gremien, wie dem Gläubigerausschuss, der 
Sachwaltung und auch dem Gericht, immer wieder 
die Zustimmung zu den aus Unternehmenssicht 
richtigen und notwendigen Entscheidungen und 
Maßnahmen abzuringen. Kontroverse, oft emotio-
nale Diskussionen und Meinungsverschiedenheiten 
führten letztendlich doch immer zu einer trag-
fähigen Lösung. Dabei konnte ich mich jederzeit 
auf die volle Unterstützung der Rechtsanwälte und 
Unternehmensberater verlassen. 

Was für ein Fazit würden Sie ziehen? 
Ohne die hervorragende und hochprofessionelle 
Begleitung durch BBR und plenovia wäre unser 
Unternehmen heute möglicherweise nicht mehr 
existent. Nicht nur juristisch, sondern auch mental 
war das Team jederzeit ein vertrauenswürdiger 
verlässlicher Partner, dem es immer wieder gelang, 
mich in schwierigen Situationen zu motivieren. Ich 
möchte mich, auch im Namen der Mitarbeiter, von 
ganzem Herzen bei allen Beteiligten für das Ge-
leistete bedanken.

Herr Hemmen, vielen Dank für das Interview!
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„25 Jahre Sanierungsberatung aus einer Hand“
BBR & plenovia feiern Jubiläum

Dorothee Heckemann, Leitung Marketing & PR

Von der Vision zur Strategie: Sanierungsberatung 
aus einer Hand

Im Jahr 1998 erweiterten die Namenspartner Robert 
Buchalik und Dr. Utz Brömmekamp das Beratungsspekt-
rum ihrer unter dem Namen mbb [consult] gegründeten 
und zunächst auf finanzwirtschaftliche Themen fokus-
sierten Unternehmensberatung um leistungswirtschaft-
liche und rechtliche Aspekte. Im Jahr 2003 wurden die 
bis dahin als Inhouse-Juristen der Unternehmensbera-
tung tätigen Rechtsanwälte in eine eigene Gesellschaft 
ausgegliedert, um die Rechtsberatung − auch über die 
außergerichtliche Restrukturierung hinaus − anbieten zu 
können. 

Bundesweit etabliert im Wirtschaftsrecht und in der 
Sanierungsberatung

In den folgenden Jahren entwickelte sich die Unterneh-
mensgruppe dynamisch zu einer bekannten Adresse im 
deutschen Restrukturierungsmarkt. Obwohl Buchalik 
Brömmekamp Rechtsanwälte und plenovia schwer-
punktmäßig für Unternehmen in der Krise tätig sind, 
werden sie regelmäßig auch von Kreditinstituten und 
institutionellen Investoren mandatiert. 

Pioniere des ESUG

Seit der Reform des Insolvenzrechts durch das Gesetz 
zur weiteren Erleichterung der Sanierung von Unter-
nehmen (ESUG) begleitet die Unternehmensgruppe 
ihre Klienten bei der Restrukturierung im Rahmen von 
Insolvenzverfahren in Eigenverwaltung. In den vergan-
genen Jahren konnten so mehr als 200 Unternehmen 
erfolgreich saniert werden. „Das Potenzial des ESUG 
frühzeitig erkannt und für uns nutzbar gemacht zu ha-
ben, ist ein Verdienst, auf das wir gemeinsam stolz sein 
können“, erklärt Gründungspartner Robert Buchalik. Er 
hatte sich bereits mit dem Thema beschäftigt, als die 
gesetzlichen Grundlagen für die vorläufige Eigenver-
waltung und das Schutzschirmverfahren noch gar nicht 
geschaffen waren. 

Verstärkung der Partnerschaft – ergänzende Schwer-
punkte 

Mit der Erweiterung des Partnerkreises im Jahr 2021 
hat sich die Kanzlei wirtschaftsrechtlich noch breiter 
aufgestellt. Insbesondere das Bank- und Kapitalmarkt-
recht sowie das Arbeits- und Steuerrecht werden so 
durch mehrere Partner vertreten. „Wir schlagen neue 
Wege ein und schaffen zugleich Synergien. Die wirt-
schaftlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
werden immer komplexer. Die Erweiterung unseres 
Beratungsspektrums ist daher konsequent und wird 
auch künftig die hohen Anforderungen unserer Mandan-
ten erfüllen“, beschreibt Partner Sascha Borowski, der 
2022 in die Geschäftsleitung aufgenommen wurde, die 
Positionierung der Kanzlei. Unternehmensberatung und 
Kanzlei beraten Klienten vom Mittelständler mit zwei 
Mitarbeitenden bis zum MDAX-Konzern.

Interdisziplinäre Teams als Erfolgskonzept

Das Alleinstellungsmerkmal der Gruppe liegt vor allem 
in der engen Verzahnung von betriebswirtschaftlicher 
Kompetenz mit spezialisierter Rechtsberatung und 
Rechtsgestaltung in allen Bereichen des Restrukturie-
rungsrechts. „Die zielsichere Beratung erfordert nicht 
nur besondere Expertise, sondern auch Mut, nach 

Dorothee Heckemann, Leitung Marketing & PR

Unsere Wirtschaftskanzlei BBR Buchalik Brömmekamp Rechtsanwälte und unsere Schwestergesellschaft, die 
plenovia Unternehmensberatung, feiern in 2023 gemeinsam „25 Jahre Sanierungsberatung aus einer Hand“. 
Vor einem Vierteljahrhundert mit drei Mitarbeitern in Düsseldorf gestartet, arbeiten heute 55 Teammitglieder 
in Düsseldorf, Berlin, Frankfurt am Main und an weiteren Standorten. Geschäftsleitung und Team blicken auf 
erfolgreiche und herausfordernde Zeiten zurück und optimistisch in die Zukunft.
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kreativen Lösungen für die Probleme unserer Klienten 
zu suchen. Wir geben jeden Tag aufs Neue unser Bestes, 
um qualitativ hochwertig und erfolgreich zu beraten“, so 
Geschäftsführer Dr. Jasper Stahlschmidt. 

Neue Chancen, gute Ausblicke

„Unsere Berater haben in vielen ESUG-Verfahren hohe 
Kompetenz gezeigt. Verfahrensbeteiligte regten an, 
unsere als Sanierungsgeschäftsführer eingesetzten Be-
rater auch als Insolvenzverwalter bestellen zu lassen“, 
beschreibt Partner Dr. Alexander Verhoeven die gezielte 
Erweiterung der Handlungsfelder.  

Optionen des neuen Sanierungsrechts sind vielver-
sprechend

Darüber hinaus nutzt die Gruppe bereits die Instrumente, 
die das neue Unternehmensstabilisierungs- und -re-
strukturierungsgesetz (StaRUG) seit 2021 bietet. So 
begleiteten die BBR und die plenovia das erste beim Re-
strukturierungsgericht Düsseldorf anhängige Verfahren 
sowie weitere erste vorinsolvenzliche Restrukturierungs-
verfahren, unter anderem in Rheinland-Pfalz. „Es ist zu 
erwarten, dass es künftig mehr StaRUG-Verfahren geben 
wird. Die hierfür erforderliche praktische Sanierungser-
fahrung bringt unser Team mit“, erklärt Geschäftsführer 
Dr. Utz Brömmekamp.

Dank an Mandanten und das Team

„Das Jubiläum ist ein schöner Anlass, um uns bei unse-
ren Mandantinnen und Mandanten für ihr Vertrauen und 
bei allen Teammitgliedern für ihr Engagement und ihre 
hervorragenden Arbeitsergebnisse zu bedanken“, fassen 
Robert Buchalik und Dr. Utz Brömmekamp zusammen. 
Das 25-jährige Jubiläum wird im Jubiläumsjahr mit ver-
schiedenen Aktivitäten und einem großen Event gefeiert.

S A N I E R U N G S B E R AT U N G  
A U S  E I N E R  H A N D

1998 – 2023 BBR & PLENOVIA
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Videos

In unseren Videos beantworten wir Fragestellungen zu aktuellen Rechts-
themen. In wenigen Minuten informieren unsere Anwältinnen und Anwälte 
zu interessanten und wissenswerten Punkten. Schauen Sie einfach mal rein! 
Oder besuchen und abonnieren Sie unseren BBR YouTube-Channel.

Insolvenzantrag: Voraussetzungen und Pflichten

Was muss man beachten, wenn ein Unternehmen in eine wirtschaftli-
che Krise geraten ist und die Situation bedrohlich wird? Rechtsanwalt 
und Fachanwalt für Insolvenzrecht Philipp Wolters beantwortet drei 
wichtige Fragen zum Thema Insolvenzantrag. 

Jetzt anschauen

Philipp Wolters LL.M. (UK) Fachanwalt für Insolvenz-  
und Sanierungsrecht  

Privatinsolvenz: So gelingt der wirtschaftliche Neuanfang

Rechtsanwalt Dr. Olaf Hiebert im Interview mit dem mdr (Mitteldeut-
scher Rundfunk): Im Jahr 2021 wurde das Privatinsolvenzrecht neu 
geregelt. Verbraucher oder Unternehmer, die in eine finanzielle Krise 
geraten sind, können nun innerhalb von drei Jahren schuldenfrei sein. 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Insolvenz- und Sanierungsrecht 
Dr. Olaf Hiebert beantwortet relevante Fragen rund um das Thema 
Privatinsolvenz.

Jetzt anschauen

Dr. Olaf Hiebert, Fachanwalt für Insolvenz- und Sanierungsrecht

https://www.youtube.com/channel/UCX3raEEL2oFHrD-zv1spWxw
https://youtu.be/4ys14vmxr2M
https://youtu.be/4ys14vmxr2M
https://www.buchalik-broemmekamp.de/newsroom/interview-olaf-hiebert-privatinsolvenz-so-gelingt-der-wirtschaftliche-neuanfang/
https://www.buchalik-broemmekamp.de/newsroom/interview-olaf-hiebert-privatinsolvenz-so-gelingt-der-wirtschaftliche-neuanfang/
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Insolvenz-Sprechstunde — 
Beratung rund um die Insolvenz

Sie haben Fragen? Unsere Experten liefern Antworten — 
online in unserer kostenlosen Insolvenz-Sprechstunde. 
Einfach Wunschtermin wählen.

Jetzt mehr erfahren

https://www.buchalik-broemmekamp.de/newsroom/insolvenz-sprechstunde/
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Aktuelle Veröffentlichungen

Wir veröffentlichen regelmäßig Publikationen zu relevanten Fach- und 
Branchenthemen. Profitieren Sie von unserer Expertise und der hohen 
Praxisrelevanz unserer Printmedien, die wir Ihnen ggf. auch als PDF 
bereitstellen. Senden Sie uns gerne eine E‑Mail an Frau Stefanie Rippin 
unter: rippin@bbr-law.de

Zur Übersicht

Privatinsolvenz I So gelingt der 
wirtschaftliche Neuanfang 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für In-
solvenz- und Sanierungsrecht
Dr. Olaf Hiebert gibt Antworten auf 
wichtige Fragen rund um die Privat-
insolvenz.
3. Auflage 2022
Autor: Dr. Olaf Hiebert
ISBN 978–3‑406–77418‑8

Kündigungsschutz I Ihre Rechte 
einfach erklärt
Rechtsanwalt und Fachanwalt für In-
solvenz- und Sanierungsrecht Philipp 
Wolters LL.M. beantwortet in seinem 
E‑Book die häufigsten Fragen rund um 
den Kündigungsschutz. 
2. Auflage 2022
Autor: Philipp Wolters LL. M.
E-Book

The new restructuring law from an 
investors point of view
The restructuring options of self-ad-
ministration in insolvency (ESUG pro-
cedure) are now being used by many 
companies that are in crisis.
1. Auflage 2022
Herausgeber: Robert Buchalik und 
Dr. Jasper Stahlschmidt
E-Book

Das Restrukturierungsgericht im 
StaRUG
Das aufgrund der EU-Richtlinie 
2019/1023 am 01.01.2021 in Kraft 
getretene StaRUG stellt an alle Ver-
fahrensbeteiligten neue Herausforde-
rungen – ein Überblick.

1. Auflage 2021
Herausgeber: Dr. Utz Brömmekamp
ISBN 978-3-947456-12-3

Sanieren unter Insolvenzschutz 
statt Liquidieren durch Insolvenz
Immer mehr Unternehmen entschei-
den sich in der Krise für die Insolvenz 
in Eigenverwaltung und nutzen so 
die erleichterten Möglichkeiten der 
Sanierung.
4. Auflage 2021
Herausgeber: Robert Buchalik und 
Dr. Jasper Stahlschmidt
ISBN 978-3-947456-09-3

Insolvenzanfechtung — Risiken ver-
meiden, Ansprüche abwehren
Das E‑Book vermittelt einen Überblick 
zum Rechtsgebiet der Insolvenz-
anfechtung und gibt grundlegende 
Hinweise für Betroffene sowie Noch-
nicht-Betroffene.
2. Auflage 2019
Herausgeber: Robert Buchalik und 
Dr. Olaf Hiebert
E-Book

Das neue Sanierungsrecht aus  
Investorensicht
Die Sanierungsmöglichkeiten der 
Eigenverwaltung in der Insolvenz 
(ESUG-Verfahren) werden zwischen-
zeitlich von vielen Unternehmen, die 
sich in der Krise befinden, genutzt.
1. Auflage 2021
Herausgeber: Robert Buchalik und 
Dr. Jasper Stahlschmidt
ISBN 978-3-947456-11-6

Aufrechnung in der Insolvenz — 
leicht gemacht
Rechtsanwalt und Fachanwalt für  
Insolvenz- und Sanierungsrecht
Dr. Olaf Hiebert liefert kompakt und 
verständlich die wichtigsten Informa-
tionen zum Thema Aufrechnung in der 
Insolvenz.
1. Auflage 2019
Autor: Dr. Olaf Hiebert
E-Book
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Insolvenz-Sprechstunde

Für viele Unternehmerinnen und Unternehmer bedeutet die momen-
tane wirtschaftliche Lage eine Bedrohung ihrer Existenz. Welche 
Maßnahmen gilt es nun zu ergreifen? In unserer Insolvenz-Sprech-
stunde beantworten unsere Experten kostenlos Ihre Fragen. 

9.2.2023 / 23.2.2023, 15:00 - 16:00 Mehr erfahren

AKTUELLES

Kommende Veranstaltungen

Mit Präsenz-, Online- und Hybrid-Seminaren halten Sie sich auf dem 
Laufenden! Wir unterstützen unsere Mandantschaft, unsere Netzwerk-
partner:innen sowie Kammern und Verbände kontinuierlich dabei, die 
Rechtslage im Überblick zu behalten. Profitieren Sie sowohl fachlich als 
auch praktisch von unserem hochqualifizierten Vortragsangebot. Unsere 
Referentinnen und Referenten verfügen ausnahmslos über langjährige 
Erfahrung und hohe Expertise.

https://www.buchalik-broemmekamp.de/newsroom/insolvenz-sprechstunde/
https://www.buchalik-broemmekamp.de/newsroom/insolvenz-sprechstunde/
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Wir sind deutschlandweit für Sie erreichbar.

Düsseldorf

Prinzenallee 15

40549 Düsseldorf

T 0211 828977200

Berlin

Lietzenburger Straße 75

10719 Berlin

T 030 814521960

Frankfurt

Westendstraße 16–22

60325 Frankfurt am Main

T 069 24752150

Düsseldorf

Frankfurt

Berlin

Mit drei Standorten in Düsseldorf, Berlin und Frankfurt am Main sind 
wir für unsere Mandanten national sehr gut erreichbar. Wir betreuen 
Sanierungsprojekte, Insolvenzverfahren oder wirtschaftsrechtliche 
Themen direkt, kompetent, verlässlich und engagiert — auch bei 
Ihnen vor Ort. Rufen Sie uns an!
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Ihre Ansprechpartner

Robert Buchalik

Geschäftsführer, Partner, Rechtsanwalt

T  +49 211 828 977–140

E � �buchalik@bbr-law.de

Dr. Jasper Stahlschmidt

Geschäftsführer, Partner, Rechtsanwalt,  
Fachanwalt für Insolvenz- und Sanierungsrecht

T  +49 211 828 977–200

E � �stahlschmidt@bbr-law.de

Dr. Utz Brömmekamp

Geschäftsführer, Partner, Rechtsanwalt

T  +49 211 828 977–200

E � broemmekamp@bbr-law.de

Jochen Rechtmann

Geschäftsführer, Partner, Rechtsanwalt, 
Fachanwalt für Bank- und Kapitalmarktrecht

T  +49 69 247 5215–20

E � rechtmann@bbr-law.de

Sie haben Fragen und suchen einen kompetenten Ansprechpartner? 
Sie möchten einen Erstberatungstermin vereinbaren? Wir sind gerne 
für Sie da.



Buchalik Brömmekamp  
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH
 
Prinzenallee 15
40549 Düsseldorf 

T  +49 211 828977200
E  rechtsanwaelte@bbr-law.de


